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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 
Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Asylmilliarde muss bei den Kommunen ankommen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die sofortige Auszahlung des 
bayerischen Anteils an der Kommunalmilliarde, die der Bund in den 
Jahren 2015 und 2016 in Höhe von je 500 Mio. Euro für die Unter-
bringung von Flüchtlingen den Kommunen in Deutschland zur Verfü-
gung stellt, nachdrücklich zu verlangen und an die Kommunen unver-
züglich weiterzuleiten. Sollte der Bund derzeit noch nicht zu einer 
kompletten Auszahlung der Mittel für 2015 an den Freistaat bereit 
sein, so hat die Staatsregierung darauf hinzuwirken, dass der Zu-
schuss spätestens zum Ende eines jeden Quartals im Rahmen einer 
zeitentsprechenden Abschlagszahlung erfolgt. 

Die Staatsregierung wird außerdem aufgefordert zu berichten, in wel-
cher Höhe die Kommunen des Freistaats Bayern an der Kommunal-
milliarde partizipieren, nach welchem Verteilungsschlüssel die Ge-
meinden bedacht werden und wie sichergestellt ist, dass die Auftei-
lung aufwandsbezogen erfolgt. 

 

 

Begründung: 

Im Zuge der Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes hat der 
Bund den Ländern im November 2014 eine Unterstützung für ihre 
Kommunen bei den Kosten für die steigende Zahl von Flüchtlingen 
zugesagt. Bis heute warten Städte und Gemeinden auf die Auszah-
lung dieser Mittel, obwohl bereits jetzt erhebliche Kosten aufgelaufen 
sind. Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Bund nachdrücklich 
an die Einhaltung seiner Zusagen zu erinnern und, wenn eine kom-
plette Auszahlung der Mittel für 2015 vom Bund abgelehnt wird, auf 
eine ratierliche Auszahlung zu dringen. 

Die Staatsregierung soll darüber hinaus darlegen, nach welchen Krite-
rien das Geld verteilt wird und wie die Belastungen dem tatsächlichen 
Aufwand entsprechend ausgeglichen werden sollen. 


